
 
Kleine Anfrage 
des Abg. Dr. Spies (SPD) vom 16.12.2009 
betreffend Mustervereinbarung über die Abgabe von Impfstoffen 
gegen Influenza A/H1N1 an Betriebe und Einrichtungen 
und  
Antwort  
des Ministers für Arbeit, Familie und Gesundheit 
 
 
 
Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt: 
 
Frage 1. Wer hat die genannte Mustervereinbarung erstellt? 
 
Seit Beginn der Impfung gegen Influenza A/H1N1 hat sich gezeigt, dass 
zahlreiche Einrichtungen, die durch die hessischen Gesundheitsämter mit 
Impfstoffen versorgt wurden, nicht oder nicht rechtzeitig die Daten der ge-
impften Personen erfassen. Diese Daten sind aber schon allein deshalb für 
das Land Hessen wichtig, da die Bewertung von möglicherweise relevanten 
Nebenwirkungen von der zeitnahen Verfügbarkeit bestimmter Impfdaten 
abhängt (s.u.). Außerdem kann das Land nur mittels dieser Daten pro Imp-
fung 15,30 Euro gegenüber dem "Impffonds Hessen" bei der Kassenärztli-
chen Vereinigung Hessen (KVH) geltend machen (Impfvereinbarung). Auf-
grund der vielen Anfragen von Betrieben und Einrichtungen im Vorfeld, die 
ihre Mitarbeiter selbstständig impfen wollten, war folglich davon auszuge-
hen, dass dem Land durch eine mangelhafte Datenerfassung erheblich Mittel 
zur Finanzierung der Impfung verloren gehen.   
 
Daher wurde durch das Hessische Ministerium für Arbeit, Familie und Ge-
sundheit (HMAFG) zu Beginn der Impfstoffverteilung an Betriebe und Ein-
richtungen, deren Mitarbeiter nicht zu den vorrangig zu impfenden Perso-
nengruppen gehörten, per Erlass eine Mustervereinbarung als Grundlage für 
die Vereinbarung zwischen Gesundheitsamt und Betrieb bzw. Einrichtung 
erstellt. Die Mustervereinbarung dient dazu, den Betrieben und Einrichtun-
gen mit dem kostenlosen Erhalt von Impfstoffen Pflichten aufzuerlegen. 
Hierzu gehören im Wesentlichen die rationelle Impfstoffbestellung (nur so 
viele wie nötig), die Erklärung, keine Vergütung für die Impfleistung gel-
tend zu machen, sowie die notwendige Impfdokumentation. 
 
Frage 2. Wie viele Unternehmen haben die Impfung ihrer Mitarbeiter nach dieser Muster-

vereinbarung übernommen? 
 
Gemäß Erlass vom 04.12.2009 (Anlage) wurden bisher von den hessischen 
Gesundheitsämtern Influenza-Impfstoffe an 27 Betriebe und Einrichtungen 
abgegeben.  
 
Frage 3. Welche Daten werden über das vom Hessischen Ministerium für Arbeit, Familie 

und Gesundheit bereitgestellte elektronische Dokumentationssystem erfasst? 
 
Das zentrale Dokumentationssystem wird durch das Dezernat für Informati-
ons- und Kommunikations-Technologie (DICT) des Klinikums der Goethe-
Universität Frankfurt am Main bereitgestellt und verwaltet. Das DICT fun-
giert als Datenverwalter der Hessischen Gesundheitsämter. Die Erstellung 
des Systems wurde durch das HMAFG im Einvernehmen mit dem Hessi-
schen Datenschutzbeauftragten initiiert, um eine möglichst vollständige und 
einheitliche Dokumentation der Impfdaten in Hessen zu erreichen.  
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Das Dokumentationssystem kann alle für die Gesundheitsämter notwendigen 
Daten  zur Dokumentation der Impfung gegen Influenza A/H1N1 erfassen 
(Anlage), Erlass vom 05.11.09 über das Dokumentationssystem für die 
hessischen Gesundheitsämter: 
- Impfung gegen Influenza A/H1N1 und Bezeichnung des Impfstoffes, 
- Name, Anschrift des Impflings, 
- Geschlecht, 
- Geburtsdatum,  
- Bezeichnung des Kostenträgers,  
- Datum der Impfung,  
- Chargennummer der Impfung, 
- Name des impfenden Arztes. 
Sofern Gesundheitsämter die Datenbank nicht zur vollständigen Impfdoku-
mentation nutzen, besteht die Möglichkeit, auch nur die für die Abrechnung 
der Impfungen beim "Impffonds Hessen" notwendigen anonymen Daten in 
das Dokumentationssystem einzugeben.  
 
Frage 4. Aus welchem Grund erfolgt die Erfassung der Daten? 
 
Die Erfassung der Impfdaten kann zur Dokumentation der durchgeführten 
Impfung für die ärztlichen Unterlagen sowie ggf. zur Dokumentation gegen-
über der geimpften Person (personenbezogen) erfolgen. 
 
Die Gesundheitsämter müssen zur Dokumentation des Impfstoffverbrauchs 
und zur Abrechnung der Impfleistung gegenüber dem "Impffonds Hessen" 
anonyme Daten in das Dokumentationssystem einspeisen (Anlage). 
 
Die Gesundheitsämter sind verpflichtet, wöchentlich elektronisch Alter und 
Geschlecht aller geimpften Personen dem HMAFG zu übermitteln, damit 
eine zeitnahe Berechnung der Häufigkeit auftretender Nebenwirkungen 
durch das Paul-Ehrlich-Institut erfolgen kann. Diese Datenbasis ist unbe-
dingt notwendig, um die Sicherheit des Impfstoffes zu gewährleisten, d.h. 
schwerwiegende Nebenwirkungen, die evt. mit dem Impfstoff in Zusam-
menhang stehen, zu erkennen.  
 
Frage 5. Wie ist sichergestellt, dass eine Deanonymisierung der Daten unmöglich ist und 

wie beurteilt der Hessische Datenschutzbeauftragte das Verfahren? 
 
Die Herstellung eines Personenbezugs aufgrund des Datensatzes für den 
"Impffonds Hessen" sowie für das HMAFG ist ausgeschlossen, da der Ver-
walter der Datenbank (DICT) an die KVH und das Land nur anonymisierte 
Datensätze abgibt. Die personenbezogenen Daten werden nach Abschluss 
der Impfaktion an die Gesundheitsämter zurückgespielt und dann auf der 
zentralen Datenbank gelöscht. Seitens des Hessischen Datenschutzbeauftrag-
ten bestehen keine datenschutzrechtlichen Bedenken.  
 
Wiesbaden, 2. Februar 2010  

Jürgen Banzer 
 
 
 
 
Anlage 




















